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Über diesen Grundsatz stritt
dasParlament lange.Wieunab-
hängig vom Ausland soll die
Schweiz beim Strom sein?
Unter dem Eindruck einer dro-
henden Energiemangellage de-
battierten National- und Stän-
deratmonatelangeinneuesGe-
setzeswerk, das die Schweizer
Energieversorgung sicherstel-
len soll. Am Ende stand darin
die Maxime: «Der Import von
Elektrizität im Winterhalbjahr
soll netto den Richtwert von 5
Terawattstunden nicht über-
schreiten.» Ein wichtiger Satz,
den das Parlament ganz an den
Anfang des riesigen Schweizer
Strom-Erlasses stellte, gleich
unter dem Titel: «Zweck, Ziele
und Grundsätze».

Bürgerliche Schwergewichte
im Ständerat wie Beat Rieder
(Mitte) und Martin Schmid
(FDP) hatten auf eine solche
Formulierung gepocht. Sie argu-
mentierten unter anderem mit
der Befürchtung, die Schweiz
könne sich erpressbar machen
vom Ausland, wenn sie nicht
selber genügend Strom produ-
ziere.

Importziele deutlich
verfehlt
Nach einem deutlichen Ja der
Stimmbevölkerung im Juni 2024
trat das Stromgesetz vor etwas
mehr als einem Jahr in Kraft. In
diesen Tagen geht das erste
Winterhalbjahr unter dessen
Gültigkeit zu Ende. Und bereits
jetzt zeigt sich:DieSchweizwird
ihre hehren Ziele verpassen.
Dies zeigt ein Blick in die öffent-
lichen Daten der Plattform
«Swiss Energy Charts».

Fast 20 Terawattstunden
Strom hat die Schweiz demnach
zwischen Oktober und März aus
dem Ausland importiert. Ledig-
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lich etwas mehr als 12 Terawatt-
stunden flossenumgekehrt indie
Nachbarländer aus der Schweiz.
Macht netto rund 7 Terawatt-
stunden Stromimport – der

Richtwert ist damit deutlich ver-
fehlt. Am meisten Energie be-
ziehtdie Schweiz ausFrankreich.
Mehr als zehn Terawattstunden
stammenaus der Produktiondes

westlichen Nachbars und ein
grosser Teil davon aus dessen
Kernreaktoren. Nicht wenig
Stromfliesstderweildirektdurch
die Schweiz nach Italien. Das

Land ist an über 40 Stellen mit
dem europäischen Stromnetz
verbunden.

Dass die Schweiz imWinter-
halbjahr auf nachbarschaftliche

Hilfe angewiesen ist, ist indes
nicht neu. DiesenWinter dürfte
zudem ins Gewicht gefallen
sein, dass mit dem Atomkraft-
werk Gösgen ein grosser Pfeiler
der eigenen Versorgung weg-
brach. Das Kernkraftwerk hatte
wegen eines Problems im Spei-
sewassersystem fast zehn Mo-
nate stillgestanden.

Richt-, Ziel- oder
Grenzwert?
BeimBundesamt fürEnergie tut
mansichschwermitderSchwei-
zer Energiebilanz im vergange-
nen Winterhalbjahr. Es handle
sich bei der imStromgesetz fest-
gelegten Zahl von 5 Terawatt-
stunden «um einen Richtwert,
nicht um einen Zielwert»,
schreibt die Medienstelle auf
Anfrage. Um sich sogleich im
nächstenSatzzuwidersprechen,
in dem sie schreibt, dass der
Bundesrat «Massnahmen vor-
schlagen müsste», sollte die
Schweiz diesen «Zielwert» mit
den bestehenden Mittel nicht
erreichen.

Bis jetzt ist davon allerdings
wenig zu spüren. Keine Presse-
konferenz, keine Energiespar-
vorschläge und auch das Reser-
vekraftwerk Birr bleibt stumm.
ImGegenteil: In seiner jüngsten
Lagebeurteilung kommt das
Bundesamt für wirtschaftliche
Landesversorgung zum Schluss,
um die Energieversorgung der
Schweiz sei es gut bestellt. Es
seien aktuell «keine Massnah-
men inKraft oder Inkraftsetzun-
gen geplant».

Für die Schweiz und die Be-
völkerung sind das wohl gute
Nachrichten: Der internationale
Strommarkt funktioniert. Für
das Parlament hingegen zeigt
sich mehr und mehr, dass sich
auch dann vortrefflich streiten
lässt, wenn amEnde toter Buch-
stabe resultiert.

Twint ist in der Schweiz omni-
präsent: 6 von rund 9 Millionen
Einwohnerinnen und Einwoh-
nernnutzendieApp. 99Prozent
der erwachsenen Bevölkerung
kennt die Marke. In vier von
fünf Geschäften kann man da-
mit bezahlen. 773 Millionen
Transaktionen pro Jahr werden
per Twint getätigt (Zahl von
2024). Erst vergangene Woche
ergab eine Umfrage: Twint ist
das beliebteste Unternehmen
der Schweiz.

Doch die Bezahlapp ist nicht
jedermanns Liebling. Beson-
ders bei Ladenbesitzern stossen
die Gebühren, die bei Zahlun-
gen via Twint erhoben werden,
auf Kritik. Diese betragen je
nach Abomodell und Anbieter
des Bezahlterminals zwischen
1,3 und 1,7 Prozent desVerkaufs-
preises, mit Mindestgebühren
von 10 bis 12 Rappen, auch bei
Kleinstbeträgen.

Im Juli 2025 reichte deshalb
der Verband Swiss Retail Fede-
ration, der Firmen wie Manor,
Ikea oder Aldi vertritt, bei der
Wettbewerbskommission (We-
ko) eine Klage gegen Twint ein.
Der Vorwurf: Twint missbrau-
che seine «relative Markt-
macht» und die Abhängigkeit

der Händler, um Gebühren zu
maximieren.

Nun wird Twint auch im
Bundeshaus zumPolitikum:Der
Genfer SP-Ständerat Carlo
Sommaruga hat vor Kurzem
eine Motion eingereicht. Er ver-
langt vom Bundesrat, eine Stra-
tegie auszuarbeiten, damit
Twint eine öffentliche und für
Privatpersonen wie Händler
kostenlose Dienstleistung wird.
Anders formuliert: Twint soll
verstaatlicht werden. Dem-
nächst wird der Ständerat über
die Forderung debattieren.

Wie Bargeld: Nationalbank
soll über Twint verfügen
Die Schweizerische National-
bank stelle im Auftrag des Bun-
des das Bargeld der Öffentlich-
keit kostenlos zur Verfügung,
obwohl Herstellung und Distri-
bution mit Kosten verbunden
seien, schreibt Sommaruga in
der Begründung seiner Motion.
Angesichts der zunehmenden
Bedeutung des elektronischen
Zahlungsverkehrs, bei welchem
Twint eine herausragende Rolle
spielt, scheine es ihm «eine un-
verzichtbare öffentliche Dienst-
leistung zu sein», sagtederGen-
fer Ständerat am Montag in der
Sendung «La Matinale» des
Westschweizer Radios RTS.

Aktuell gehört Twint fünf gros-
sen Schweizer Banken (UBS,
Raiffeisen, PostFinance, ZKB,
Banque Cantonale Vaudoise)
sowie den Finanzdienstleis-
tungsunternehmen SIX und
Worldline. Weil Twint für Pri-
vatpersonen gratis nutzbar ist,
stehe diese Nutzung für sie auf
einer Stufemit demBargeld, ar-
gumentiert Sommaruga. An-
ders als beim Bargeld müssten
Händler jedoch hohe Gebühren
für Twint zahlen.

Für Sommaruga sind zwei
verschiedene Wege denkbar,
wie Twint in eine öffentliche
Dienstleistung (Service public)
transformiert werden kann. Er
verweist dazu auf Beispiele aus
dem Ausland. In nordischen
Ländern wie Schweden und
Norwegen, aber auch in Singa-
pur, arbeiteten staatliche Behör-
den engmit den Banken zusam-
men, um einen «quasi-öffentli-
chen regulierten elektronischen
Sofortzahlungsdienst» anzubie-
ten.

Doch wie Sommaruga
gegenüber RTS sagt, würde er
sich wünschen, dass sich der
Bundesrat an Brasilien orien-
tiert. Dort führte die Zentral-
bank 2020 das Bezahlsystem
Pix ein und verpflichtete die
Banken zur Teilnahme. Damit

Christoph Bernet wurde laut Sommaruga verhin-
dert, dass Grossbanken mit
einem privaten System «den
Markt monopolisieren und ihre
Bedingungen durchsetzen».
Ähnlich wie Twint ermöglicht
Pix kostenlose Transaktionen
zwischen Privatpersonen. Für
Geschäftstransaktionen fallen
Gebühren von maximal 0,33
Prozentan–deutlichwenigerals
bei Twint.

«Eine ziemlich
bolschewistische Vision»
Für den Genfer Mitte-National-
rat VincentMaitre ist Sommaru-
gas Forderung der Verstaatli-
chung eines Privatunterneh-
mens eine «ziemlich
bolschewistische Vision». Eine
Dienstleistung wie Twint könne
nicht kostenlos sein, ob sie nun
in privaten Händen oder durch
die Nationalbank erbracht wer-
de, so Maitre gegenüber RTS.
«Irgendjemand zahlt am Ende
immer: wenn nicht der Konsu-
ment, dann der Steuerzahler.»
Statt einer Verstaatlichung plä-
diert der Mitte-Nationalrat da-
für, die kleinen Unternehmen
zu unterstützen, indem die von
Twint und anderen Anbietern
wie Debit- und Kreditkartenfir-
men erhobenen Gebühren be-
grenzt werden.

Fast 30'000Cyberangriffe zähl-
te das Bundesamt für Cybersi-
cherheit im zweiten Halbjahr
2025. Damit bleibe die Zahl der
gemeldeten Vorfälle auf hohem
Niveau stabil, schreibt der Bund
am Montag. Die Angriffe wer-
den aber individueller und ge-
zielter.

Global handelnde Akteure
würden ihre Angriffe vermehrt
auchmithilfe künstlicher Intelli-
genz individualisieren. So wur-
den umfangreiche Telefon-Be-
trugs-Kampagnen registriert,
welche gezielt mit betrügeri-
schen Werbeanzeigen in Such-
maschinen kombiniert werden,
um Opfer auf gefälschte Web-
seiten zu lenken. Dabei gehen
die Täter auf lokale Umstände
ein undnutzen bekannte Treue-
programme als Vorwand.

Viele Angriffe auf den Staat
Ab Sommer 2025 kamen in der
Schweiz auch sogenannte
«SMS-Blaster»hinzu.DieseGe-
räte simulieren Mobilfunk-
antennen. Angreifer können da-
mit Systeme der Netzanbieter
umgehen und schädliche Kurz-
nachrichtendirekt anMobiltele-
fone in der Umgebung senden.

145 der gemeldeten Vorfälle be-
trafen kritische Infrastrukturen.
Solche Cyberangriffe sind seit
April 2025 meldepflichtig. Ein
Viertel dieser kritischen Angrif-
fe traf Verwaltungen undBehör-
den. Häufig betroffen waren
ausserdemUnternehmen in der
IT und Telekommunikation (18
Prozent) sowie Banken undVer-
sicherungen (15,7 Prozent).

Am häufigsten wurden Ha-
cking-Vorfälle gemeldet (20
Prozent)undDDoS-Angriffe (16
Prozent). Bei Letzteren werden
Netzwerke mit massenhaft ge-
fälschten Anfragen überflutet,
bis sie nicht mehr nutzbar sind.

Verbreitet sind zudem der
Diebstahl von Zugangsdaten
und die Verbreitung bösartiger
Software sowie die Verwendung
von Erpressungstrojanern. Da-
bei werden die Daten auf dem
angegriffenen Gerät gesperrt
und nur gegen Lösegeld wieder
freigegeben.

Trotzderangespanntengeo-
politischen Lage bleibe die Cy-
berbedrohungslage für die
Schweiz insgesamt «relativ sta-
bil», schreibt der Bund. Um der
Bedrohung zu begegnen, brau-
che es eine enge Zusammen-
arbeit zwischen Staat, Wirt-
schaft und Gesellschaft.

Léonie Hagen

Die Schweiz importiert
viel zu viel Strom
Das Stromgesetz deckelt ausländischen Strom imWinterhalbjahr auf 5 Terawatt.
Dieses Ziel verfehlt die Schweiz bereits im ersten Jahr. Wen kümmert es?

Läuft wieder: Das AKWGösgen stand zuletzt zehnMonate still. Bild: Bruno Kissling

Twint soll verstaatlicht werden
SP-Ständerat fordert, dass dieNationalbank den Bezahldienst übernimmt.

Bund warnt vor
Cyber-Attacken
Die Zahlen bleiben stabil – aber auf hohemNiveau.
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